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Vollstreckung effektiv

▶▶ IWW-Webinare
Ihre IWW-Webinare im nächsten Quartal auf einen Blick

|  Auch im 1. Quartal 2020 bietet Ihnen das IWW Institut wieder die Möglich-
keit, sich bequem fortzubilden (Webinare mit * sind FAO-geeignet):  |

◼◼ Übersicht 
Datum Webinare/Themen

17.12.19 IWW-Webinar Verkehrsrecht*
Aktuelle Strategien für Verkehrsstrafverteidiger
Referent: RA Leif Hermann Kroll

14.1.20 IWW-Webinare Vollstreckungsrecht
Gläubiger erfolgreich vertreten
Referent: Dieter Schüll

15.1.20 IWW-Webinare Anwaltsvergütung
Honorare optimal abrechnen
Referent: RA Norbert Schneider

20.1.20 IWW-Webinare Inkasso und Insolvenzrecht*
Erfolgreiches Forderungsmanagement
Referent: Stefan Lissner

10.2.20 IWW-Webinare Datenschutz
Aktuelle Praxisfragen der DS-GVO
Referent: Dr. Guido Mareck

11.2.20 IWW-Webinare Familienrecht*
Komplexe Mandate erfolgreich bearbeiten
Referent: Eva Bode

Wichtig  |  Sie sind zur Zeit des Webinars in einem Termin oder anderweitig 
verhindert? Kein Problem! Schauen Sie sich die Aufzeichnung des Webinars 
in aller Ruhe an, wann immer es Ihnen passt. Stellen Sie Ihre inhaltlichen 
Fragen zum Thema einfach später per Mail an die Redaktion (ott@iww.de).

Nähere Informationen zu diesen und weiteren Seminaren und Kongressen 
finden Sie unter www.iww.de/webinare.
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▶▶ Forderungsvollstreckung
Kein Vorschuss bei elektronischen Anträgen

|  In der Praxis der Forderungsvollstreckung kommt es gelegentlich zu fol-
gender Problematik: Der Gläubiger beantragt elektronisch den Erlass eines 
PfÜB gemäß § 829a ZPO. Das Vollstreckungsgericht fordert den Gläubiger 
vor Erlass des PfÜB auf, den Kostenvorschuss von 20 EUR nach Nr. 2211 KV 
GKG einzuzahlen (§ 12 Abs. 6 GKG). Zu Recht?  |

Antwort: Nein. Zwar soll u. a. über Anträge auf gerichtliche Handlungen der 
Zwangsvollstreckung gemäß § 829 Abs. 1, §§ 835, 839, 846 bis 848, 857 ZPO 
der Gebühr für das Verfahren und der Auslagen für die Zustellung erst nach 
Zahlung der Gebühr von 20 EUR entschieden werden. Dies gilt aber nicht bei 
elektronischen Anträgen nach § 829a ZPO (§ 12 Abs. 6 S. 2 GKG).

Gericht fordert 
20 EUR


